
Den „Nationalen  Antikriegstag“
in Dortmund verhindern!

Zum 7. Mal werden sich Neonazis am 3. September nach Dortmund
begeben, um den Beginn des Zweiten Weltkriegs am 1. September 1939

zu „betrauern“.

Unter dem scheinheiligen Motto „Gegen imperialistische Kriegstreiberei und
Aggressionskriege“  geht  es  ihnen  aber   nicht  um  die  Ablehnung
militaristischer Positionen, sondern um die Forderung nach ausschließlichem
Einsatz „deutschen Blutes für rein deutsche Interessen“.

Die  Nazis  scheuen  sich  nicht,  ihre  wahren  Ziele  mit  einem  pseudo-
antimilitaristischen Deckmantel zu verhüllen. So wollen sie sich möglichst
radikal und antikapitalistisch geben. Die dominierende Strömung bezeichnet
sich  selbst  als  „Autonome  Nationalisten“  oder  als  „Freier  Widerstand“.
Obwohl manche Rechte das Outfit der Antifa nachahmen, verschwindet der
radikal-antikapitalistische Eindruck nach einem Blick unter die Oberfläche
recht schnell. So behaupten die Faschisten in ihrem Aufruf, gegen den US-
Imperialismus zu kämpfen und Gerechtigkeit und Frieden anzustreben. Sie
kritisieren den Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan, den NATO-Angriff auf
Libyen und Israels Unterdrückung Palästinas.

Da diesen Kriegseinsätzen das kapitalistische Wirtschaftssystem zugrunde
liege,  müsse  man das  Übel  an  der  Wurzel  fassen und den Kapitalismus
überwinden.  Der  imperialistischen  Globalisierung  wird  der  völkische
„nationale Sozialismus“ entgegengesetzt. Diese Demagogie ist alles andere
als neu – schon Hitlers NSDAP profilierte sich als „antikapitalistisch“. Ebenso
wie  die  heutigen  Faschisten  versuchte  Hitler,  sich  als  Pazifisten  und
Antimilitaristen  darzustellen,  während  er  zugleich  den  Interessen  des
Großkapitals diente und den  Krieg vorbereite. Heute versuchen die Nazis,
die Geschichte umzudeuten, den Kriegsbeginn 1939 als „Verteidigung“ zu
definieren und den Holocaust zu relativieren.

Doch  weder  damals  noch  heute  haben  die  Faschisten  antikapitalistische
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Positionen. Ihre Demagogie will nichts wissen vom Klassenkampf, stattdessen
seien „fremde“ Kräfte an der Misere des „Volkes“, also aller Klassen vom
„produktiven“  deutschen  Unternehmer  bis  zum  „anständigen“  Malocher,
Schuld.

Gegen Krieg und Krise, gegen Ausbeutung und Unterdrückung kann jedoch
nur die Arbeiterklasse mit den Mitteln des Klassenkampfes ankommen: mit
Massenaktionen,  Streiks  und  Blockaden.  Ein  wesentlicher  Zweck  des
Faschismus ist  es  hingegen,  die  Arbeiterbewegung zu  zerschlagen.  Statt
gegen das Kapital kämpfen die Nazis gegen Linke, GewerkschafterInnen und
MigrantInnen. Die „Freien Nationalisten“ vertreten seit Jahren Positionen,
welche  die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  als  „dem  Volk  gemäß“
anpreist.

Der Kampf gegen den Faschismus gewinnt zunehmend an Bedeutung; in
etlichen Ländern wie  Ungarn und Großbritannien erstarken faschistische
Bewegungen,  in  Deutschland  häufen  sich  rechtsextreme  Übergriffe.  In
Dortmund, mittlerweile Hochburg der Nazis im Westen Deutschlands, griffen
am 1. Mai 09, 300 Neonazis eine Gewerkschaftsdemonstration gewaltsam an.
2011 gab es Brandanschläge.

Der Mord an Thomas Schulz im März 2005 bleibt für immer unvergessen.
Erst  im Juli  wurde die  Frontscheibe  des  Wahlkreisbüros  der  Linkspartei
eingeschlagen,  wenige  Tage  später  wurde  eine  Gruppe  Linker  von
vermummten Nazis attackiert. Auf die Hauswand eines Linkspolitikers wurde
ein Hakenkreuz und das Wort „Jude“ gesprüht. Akteure sind vor allem der
Nationale Widerstand Dortmund (NWDO) und die Skinheadfront Dortmund-
Dorstfeld.  In  der  Nazi-Hochburg  Dorstfeld  befindet  sich  ein  „Nationales
Zentrum“, in der Rheinischen Straße ein rechter Treff.

Was tun?

Wir  von  der  Gruppe  Arbeitermacht  und  der  Jugendorganisation
REVOLUTION rufen wie viele andere AntifaschistInnen in ganz Deutschland
zur Blockade am 3. September und zur antifaschistischen Vorabenddemo am
2. September 2011 in Dortmund auf. Wir sind der Meinung, dass die Rechten



mit Mobilisierungen gestoppt werden müssen und können.

Dafür müssen v.a. auch die großen Organisationen der Arbeiterbewegung
(LINKE,  SPD.  Gewerkschaften)  gewonnen  werden!  Sie  erklären  immer
wieder, wie wichtig ihnen der Kampf gegen den Faschismus ist. Mögen sie
ihren Worten auch Taten folgen lassen! Ein effektiver Kampf gegen die Nazis
kann nicht  nur von Antifa und der Linken geführt werden. Er ist auch nicht
einfach  ein  Kampf  aller  „BürgerInnen“.  Vielmehr  muss  er  von  der
Arbeiterklasse  getragen  werden  –  von  jener  Klasse  gegen  deren
Organisationen sich die Nazis vorrangig wenden, die die Nazis zerschlagen
wollen.

Wir  lehnen  zugleich  jede  politische  Unterordnung  in  Bündnisse  unter
reformistische klein-bürgerliche oder kirchliche ab. Bündnisse sollen sich auf
die gemeinsame Aufgabe – darauf die Faschisten zu stoppen – konzentrieren
und  keine  gemeinsamen  Erklärungen  von  RevolutionärInnen,
ReformistInnen,  PazifistInnen  oder  gar  offen  bürgerlichen  Kräften
beinhalten. Schließlich geht es nicht darum, eine weitergehende politische
Übereinstimmung  weltanschaulich  und  politisch  gegensätzlicher
Gruppierungen vorzuspielen – was ohnedies immer nur im festhalten des
kleinsten  gemeinsamen  und  politische  harmlosesten  Nenners  endet  -,
sondern möglichst große und effektive Einheit im Kampf gegen die Rechten
herzustellen.

Perspektive

Neben  solchen  Aktionsbündnissen  unterschiedlichster  Kräfte  der
Arbeiterbewegung, der Linken, von MigrantInnen geht es aber darum, den
Kampf gegen die Faschisten in ihren größeren, gesellschaftlichen Kontext zu
stellen.  Der  Zulauf  zu  rechten  Demagogen  und  vorgeblich  „anti-
kapitalistischen“  Nationalisten  folgt  ja  nicht  aus  der  Überzeugungskraft,
sondern ist Resultat der Krise des Kapitalismus selbst. Wir wissen, dass die
beste Methode,  den Nazis  das Wasser  abzugraben,  ist,  gegen Staat  und
Kapital und gegen deren Krise zu kämpfen. So können tausende frustrierte
Jugendliche und Arbeitslose für wirklichen Kampf gegen Kapitalismus und
imperialistischen Krieg gewonnen und zugleich den brauen Rattenfängern



entrissen werden.

Keine  Plattform  für  Faschisten!  Faschisten  raus  aus  der
Arbeiterbewegung!
Für  direkte  Aktionen  und  Selbstverteidigungsorgane  von
ArbeiterInnen,  Jugendlichen  und  MighrantInnen  gegen  den  Nazi-
Terror!
Weg  mit  allen  Einwanderungskontrollen  –  Kampf  der  „Festung
Europa“! Schließung aller Abschiebelager!
Volle Bürgerrechte für alle, die hier leben!
Weg mit allen rassistischen und „Anti-Terror“-Gesetzen!
Für  das  Recht  ethnischer  Minderheiten,  sich  innerhalb  der
Arbeiterbewegung  zu  organisieren,  um  Rassismus  und
Diskriminierung aufspüren und bekämpfen zu können sowie eigene
Treffen (Caucus) abzuhalten!
Für eine multi-ethnische internationale Bewegung von ArbeiterInnen
und  Unterdrückten  gegen  den  globalen  Kapitalismus  –  für  den
Aufbau  einer  revolutionären  Internationale  der  Arbeiterbewegung
und der Jugend!

Berliner  Abgeordnetenhaus  –
Haben wir eine Wahl?
Am 18. September sind die Wahlen zum Abgeordnetenhaus, dem Berliner
Parlament. Viele von uns fragen sich, wen sie wählen wollen. Ob sie wählen
sollten oder wählen würden, wenn sie könnten. Kurz vor der Wahl beginnen
alle bürgerlichen Parteien in ungewohnter Manier, um die Gunst des Wählers
zu streiten. Streiten scheint der richtige Ausdruck zu sein, wenn man sich die
hitzigen Debatten anschaut, die auf allen Ebenen ausgetragen werden. Keine
Zeitung, keine Straße, keine Unterhaltung in der Öffentlichkeit kommt ohne
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die Diskussion zwischen den Parteien aus. Doch wie sehr unterscheiden sie
sich  wirklich,  für  welche  Politik  stehen  diese  Parteien?  Vertreten  sie
tatsächlich  die  Interessen  von  uns  Jugendlichen?

Unsere Probleme…

Gerade als Jugendliche sind wir besonders gerne im Fokus der Parteien, im
positiven, wie im negativen Sinne. Trotz den Versprechen unsere Probleme
zu lösen, die jede Wahl von neuem gemacht werden, haben wir immer noch
eine ganze Menge davon. Der öffentliche Nahverkehr, mit dem wir täglich
zur Schule, zu Freunden oder unserem Lieblingsclub unterwegs sind, wird
immer  teurer.  Jetzt  soll  auch  noch  die  S-Bahn  privatisiert  werden!  Das
gleiche gilt für die meisten Dinge in unserem Alltag, wie zum Beispiel unsere
Mieten.  Besonders  diejenigen  von  uns,  die  bereits  für  die  eigene  Miete
aufkommen müssen,  wissen  wie  hart  das  ist!  Vor  allem,  wenn  man  als
Aushilfskraft, Auszubildender oder arbeitsloser Jugendlicher in Berlin lebt,
spürt  man die  Probleme besonders  scharf.  Wenig  Arbeitsplätze,  niedrige
Löhne, unterfinanzierte Bildung, geschlossene Jugendclubs, teure Preise in
Clubs und Supermärkten, eine Polizei die uns schikaniert und immer mehr
Privatisierung – das sind unsere Probleme!

CDU und FDP, kein Versprechen, sondern eine Drohung!

Die CDU wirbt mit „Sicherheit“ und dem einfallsreichen Satz „Damit sich was
ändert“.  Zusammen mit  der  FDP,  die  in  den Umfragen gerade die  zwei
Prozentmarke  knackt,  versucht  sie  sich  als  Partei  des  wirtschaftlichen
Fortschritts  zu  verkaufen.  Vor  allem  aber  als  Partei,  die  mal  richtig
„durchgreift“!  Sie  verspricht  Härte  und  Kompromisslosigkeit  gegenüber
immer krimineller werdenden Jugendlichen. Abgesehen von der Tatsache,
dass die Kriminalität von Jugendlichen in den vergangenen zehn Jahren stark
zurückgegangen  ist,  verschleiern  CDU  und  FDP  den  Hintergrund  für
Jugendkriminalität. Dieser ist nämlich nicht unerklärlich, sondern hängt mit
sozialen Problemen, letztlich der Gesellschaft in der wir leben, zusammen.
Unseren Problemen, die diese Parteien nicht lösen wollen. Im Bundestag
oder in Baden-Württemberg haben sie gezeigt, dass sie nicht die Parteien
sind, die sich „Sozial“ auf die Fahnen schreiben können. Sie stehen vor allem



für stärkere Überwachung, Sparpolitik in Bund, Ländern und Kommunen, die
Kriminalisierung von Jugendlichen,  Migrant_innen und einer  verschärften
Politik gegen Arbeitslose. Sie machen ganz offen Politik für die Reichen und
Unternehmer, nicht für uns!

Die Grünen – die etwas andere linke Alternative?

Ganz groß im Rennen sind momentan die Grünen. Sie standen an der Spitze
der Antiatombewegung und bei den Protesten gegen S21. Doch wie „links
und grün“ sind sie wirklich? Als sie das letzte mal in der Bundesregierung
zusammen mit der SPD waren, begannen sie innerhalb weniger Jahre zwei
Kriege – in Kosovo und in Afghanistan, über den Irakkrieg spekulierten SPD
und Grüne. Sie waren Verantwortlich für die unsoziale Agenda 2010 und für
die Arbeiter- und Arbeitslosenfeindlichen Hartzgesetze (Hartz 4). Doch auch
was Umwelt anging, haben sie sich nichts verdient gemacht. 2003 kam mit
Rot-Grün  die  erste  Verlängerung  der  AKW-Laufzeiten  für  die  Atomlobby
zustande.  Diese  Verlängerung  ermöglichte  Schwarz-Gelb  überhaupt  erst
einen weiteren, wenn auch gescheiterten, Atomdeal in die Wege zu leiten! In
Hamburg ließen sie zusammen mit der CDU Proteste gegen den Neubau
eines Kohlekraftwerkes von der Polizei niederknüppeln. Auch in Stuttgart
haben sie gezeigt, dass sie keine Versprechen halten können. Anstatt S21
sofort dicht zu machen, tricksen sie herum, während die DB weiter bauen
kann.  Die Grünen sind also keine Alternative zu anderen Parteien.  Viele
glauben,  die  Grünen wären kommunal  linker,  grüner  oder  das  „kleinere
Übel“. Wir sagen, dass eine Partei, die auf Bundesebene Kriege, Sozialabbau
und Atomdeals gemacht hat, auch kommunal keine Stimme haben sollte!

Freiheit, NPD und Pro Deutschland – Keine Plattform für Faschisten
und Rassisten!

Die Freiheit und Pro Deutschland geben sich als Bürgerbewegung. Doch sie
sind nichts mehr als Rassisten unter dem Deckmantel einer „Islamkritik“. Ihr
Programm  Hetzt  nicht  nur  gegen  Migrant_innen.  Ihre  Vorschläge  sind
zutiefst  autoritär.  Sie  verleugnen  Armut,  Arbeitslosigkeit,  die  Krise  und
soz ia le  Bedürfn isse  nach  Bi ldung,  Rente  und  e inem  guten
Gesundheitssystem. Dem stellen sie ihren Rassismus und polizeistaatliche



Versprechungen entgegen. Sie spalten den Widerstand von Gewerkschaftern,
Arbeitslosen, Arbeitern, Migranten und Jugendlichen gegen die Krise und
soziale  Angriffe… Die NPD geht  noch weiter  –  Sie  ist  eine faschistische
Partei!  Ihr  reichen  Worte  und  der  Staatsapparat  nicht  aus.  Sie  hat
Verbindungen in Kameradschaften, zu autonomen Nationalisten und anderen
Nazis  in  und  Reihen.  Sie  organisiert  gewaltsame  Angriffe  gegen  (linke)
Jugendliche, Gewerkschafter, Arbeitslose und Migranten. Sie wollen sozialen
Widerstand schwächen, Verunsicherung und Angst unter die im Kapitalismus
Unterdrückten tragen.  Diese Parteien darf  man nicht  wählen,  man muss
ihnen  konsequent  entgegentreten.  Wir  müssen  uns  selbst  und  unsere
Stadtteile, wenn nötig auch militant, gegen sie verteidigen. Dort wo diese
Parteien sich auf die Straße oder ein Podium wagen, müssen wir öffentlichen
Widerstand gegen sie organisieren.

Vielleicht mal die…Piratenpartei?

Die Piraten stellen sich als die neue, nie da gewesene Alternative dar. Doch
ihre Versprechen sind genauso alt, wie die anderen Parteien. Die Piraten
haben  zum  Teil  recht  verständliche  und  gute  Forderungen  nach  mehr
Demokratie und Beteiligung. Sie hinterfragen aber nicht die Gründe, warum
„Demokratie  und  Beteiligung“  abgebaut  werden.  Ihr  Programm  ist  ein
Programm von Illusionen in den Staat,  den sie  kritisieren wollen,  in  die
Privatwirtschaft, die sie für korrupt halten – letztlich in den Kapitalismus, der
nicht einmal in ihrem Wahlprogramm erwähnt wird. Anstatt die Besteuerung
von Reichen zu fordern,  um ihre Forderungen durchzusetzen,  halsen sie
lieber allen noch mehr Steuern auf! Sie reden von Mitbestimmung, haben
aber  keine  Vorstellung,  wie  man  die,  die  jetzt  bestimmen,  nämlich  die
Kapitalisten und ihre Staatsbürokraten, aufhält. Vielleicht mal die… Piraten?
Lieber nicht!

SPD und LINKE – welche Perspektive weisen sie?

SPD  und  LINKE  haben  seit  neun  Jahren  in  Berlin  regiert.  Die  beiden
Parteien,  die  sich  als  die  sozialen  Parteien  darstellen,  haben  nichts
grundlegend  verändert.  Erst  recht  nicht,  wenn  man  sich  ihre
Wahlversprechen  vor  Augen  hält!  Die  SPD  konnte  vor  allem  mit  ihrem



ehemaligen Berliner Finanzsenator Thilo Sarrazin „glänzen“, der bis heute
Mitglied dieser Partei  ist.  Gemeinsam in der Regierung mit der LINKEN
wurde die Privatisierung von S-Bahn, Wasserbetrieben und der Sparkasse
vorangetrieben.  Auch,  und  vor  allem  im  Bildungsbereich  gab  es  immer
wieder Widerstand von Schülern, Eltern und Lehrern gegen Rot-Rot. Zuletzt
ging die Rot-Rote Regierung massiv gegen streikende Lehrer und Schüler
vor,  die  eine  bessere  Bildung  forderten.  Beide  Parteien  bieten  keine
Perspektive  gegen  das  bestehende  System,  den  Kapitalismus!  Sie  sind
reformistische  Parteien,  die  sich  auf  das  Parlament,  anstatt  auf  den
Widerstand auf der Straße gegen Armut, Arbeitslosigkeit, Niedriglöhne und
Sozialabbau,  verlassen.  Doch sie sind nicht einmal dazu in der Lage die
dringendsten Bedürfnisse nach erschwinglichen Mieten, finanzierter Bildung
und  kostengünstigem  Nahverkehr  zu  lösen,  wenn  sie  erst  einmal  im
Parlament sind. Auf bundesweiter Ebene wollte die SPD keinen Widerstand
gegen die Sparpakete, die Folgen der Krise und massenhaften Entlassungen
organisieren.  Die  LINKE  hingegen  war  immerhin  in  der  Anti-Krisen
Bewegung  vertreten.

DKP, MLPD, PSG – revolutionäre Parteien?

Einige  Linke  glauben,  dass  man  den  kleinen  „radikalen“  Parteien  eine
Stimme  geben  sollte,  da  sie  revolutionär  wären.  Schaut  man  sich  das
Wahlprogramm der DKP an, so wird man feststellen, dass es im Grunde eine
linke Kopie des Linksparteiprogramms ist. Die MLPD ist eine stalinistische
Organisation, die eben weder fortschrittlich ist,  geschweige denn sich an
Bündnissen gegen soziale Angriffe beteiligt. Zuletzt die PSG, auch wenn ihr
Programm das „linkeste“ ist – sie tritt nur zum Wahlkampf in Erscheinung.
Diese  Organisationen haben weder  eine  revolutionäre  Programmatik  und
Praxis,  geschweige  denn  eine  Massenbasis,  um die  es  sich  politisch  zu
kämpfen lohnt! Im Gegensatz zur LINKEN…

LINKE wählen – aber Widerstand organisieren!

Zwar teilen wir nicht die Hoffnungen vieler Wähler, dass die LINKE, wenn sie
erst einmal regiert etwas anders macht. Wir denken aber, dass die Wähler
und viele Mitglieder der Linkspartei etwas anderes wollen als die anderen



Parteien. Die Linkspartei verspricht einen Kampf gegen die Rente mit 67,
gegen den Krieg in Afghanistan, gegen Leiharbeit, Niedriglöhne, Hartz 4, für
bessere  Bildung,  die  Besteuerung  der  Reichen  und  die  Entlastung  der
einfachen Arbeiter und Jugendlichen. Umso mehr fordern wir sie auf, für
diese Ziele wirklich zu kämpfen. Auch im Jugendbereich, wo ihre Jugend-
(solid) und Studentenorganisationen (SDS) eine wichtige
Rolle  spielen,  müssen  wir  die  LINKE  zum  Kampf  gegen  Bildungs-  und
Sozialabbau  auffordern.  Viele  Forderungen  der  Linkspartei  können  wir
unterstützen, doch wir treten für andere Kampfmethoden ein. Wir sind für
Massenstreiks, für Betriebs-, Schul- und Universitätsbesetzungen und für den
Aufbau  einer  klassenkämpferischen  Basisbewegung  in  den  Schulen,
Universitäten,  Betrieben  und  Gewerkschaften.  Wir  sagen  den  jetzigen
Wählern  der  LINKEN,  wir  rufen  die  Beschäftigten,  Arbeitslosen  und
Jugendlichen auf – Wählt die LINKE, aber kämpft für eure Forderungen,
organisiert Widerstand gegen Krise, Bildungs- und Sozialabbau. Wir werden
mit  euch  kämpfen  und  zeigen,  dass  nur  revolutionäre  Methoden  die
Kapitalisten schlagen können! Eine erfolgreiche Wahl für die LINKE würde
nicht  nur  die  Hoffnungen  und  den  Kampfgeist  der  fortschrittlichsten
Jugendlichen  und  der  Arbeiter  stärken,  sondern  sie  in  den  direkten
Widerspruch zu  den sozialdemokratischen Führern  der  LINKEN bringen.
Letztendlich brauchen wir eine revolutionäre Partei, die in der Praxis für das
kämpft, was sie sagt. Eine Partei, die die Tageskämpfe gegen Sozialabbau
und Entlassungen mit dem Kampf gegen ihre Ursachen verbindet – Dem
Kapitalismus und seinem Staat! Eine solche Partei ist und wird die LINKE nie
sein, aber viele ihrer jetzigen Wähler und Mitglieder würden einer solchen
Partei angehören.

Kämpft  gemeinsam  mit  uns  für  eine  revolutionäre  Partei  und
Jugendorganisation.  Ob gegen höhere Mieten,  für bessere Bildung
oder gegen die Faschisten, REVOLUTION wird gemeinsam mit euch
für eure Interessen einstehen!



Sommer,  Sonne,  Sozialismus  –
das  war  unser  diesjähriges
internationales Sommercamp

Das diesjährige internationale REVOLUTION Sommercamp fand vom 8.
bis zum 12. August in der nähe Londons statt. Insgesamt waren mehr als

80 Genoss_innen aus Großbritannien, Schweden, Österreich, der Slowakei
und  Deutschland  anwesend.  Tagsüber  gab  es  ein  vielfältiges
Workshopprogramm.

Die  Workshops  reichten  über  den  Aufbau  von  Schulstreikkomitees,
Augenzeugenberichte vom Tahrir Platz in Kairo bis hin zu Diskussionen über
die  Krise  des  Kapitalismus oder  die  Befreiung Palästinas.  Außerhalb der
Workshops nutzten Viele die Möglichkeit der Sport- und Freizeitangebote des
Campinggeländes.

Täglich verfolgten wir die Ereignisse der „Riots“ in London und diskutierten
darüber Campplenum. So verabschiedeten wir zum Beispiel eine Resolution
und einen internationalen Bündnisaufruf, gegen Polizeigewalt und über die
Umstände der britischen Jugend.

Da wir als Jugendorganisation natürlich auch gerne feiern, wurden abends
am  großen  Lagerfeuer  oder  im  Gemeinschaftszelt  Party  gemacht.  Am
Donnerstag war „Broken Dialect“, eine antikapitalistische Hip-Hop Crew, zu
Gast und danach Dj´s, die für uns auflegten.

Das Camp bot viel Raum für Mitglieder, Sympathisanten und Kontakte, um
politische Diskussionen zu führen, aber auch, um neue Freundschaften zu
schließen.  Wir  gehen  daher  nicht  nur  gestärkt  aus  dem  diesjährigen
Sommercamp in  London,  sondern  freuen uns  vor  allem auf  das  nächste
internationale  Sommercamp  in  zwei  Jahren,  dass  wahrscheinlich  in
Österreich  stattfinden  wird.
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Gaddafi ist am Ende – wie kann
die  Revolution  permanent
werden?
Der Artikel, der sich mit dem Sturz Gaddafis und den kommenden Aufgaben
fü r  d i e  Revo lu t i on  i n  L ibyen  beschä f t i g t  wurde  von  de r
Arbeitermachthomepage  unter  http://www.arbeitermacht.de/  übernommen
und ist auch in der Zeitung „Neue Internationale“ 162, im September 2011
zu lesen.

Die Revolution in Libyen macht rasche Fortschritte.  Große Teile der
Hauptstadt  Tripolis  werden  von  den  Rebellen,  die  rasch  ins

Stadtzentrum  vorstoßen,  gehalten.  In  mehreren  Stadtteilen  kam  es  zu
Aufständen gegen Gaddafi und die ihm verbliebenen Truppen.

Während wir diese Stellungnahme verfassen, wehrt sich Gaddafi mit seinen
letzten Getreuen verbittert, auch wenn es Gerüchte gibt, dass er das Land
schon verlassen hätte. In jedem Fall erleben wir die letzten Stunden seiner
blutigen Despotie.

Sieg der ersten Phase der Revolution!

Der rasche Vorstoß der Rebellen wurde anscheinend durch das Überlaufen
des  Stadtkommandanten  von  Tripolis  erleichtert,  der  insgeheim mit  den
Rebellen abgesprochen haben soll, ihnen den Zugang zur Stadt zu öffnen und
seine Streitkräfte zurückzuziehen.

Berichten zufolge waren es die Arbeiterviertel in der Hauptstadt Tripolis, die
angesichts

der heranrückenden Rebellen die Gunst der Stunde nutzen, und sich gegen
die  Schergen  des  Regimes,  gegen  Geheimpolizei  und  Spezialkommandos
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Gaddafis erhoben.

Der Jubel auf den Straßen legt nahe, dass die Bevölkerung von Tripolis den
Sieg der  Rebellen  als  Akt  der  Befreiung betrachtet,  dass  die  Revolution
gegen Gaddafi entgegen der Behauptungen seiner Apologeten, auch in der
Hauptstadt  überaus  populär  war.  Gaddafis  Lobredner  wie  der
Venezuelanische Staatspräsident Chavez und diverse stalinistische Parteien,
die ihn zum „anti-imperialistischen“ Helden stilisieren wollten, haben sich
gründlich blamiert.

Gaddafi  war  niemals  ein  „Anti-Imperialist“,  noch  war  er  ein  sozialer
Wohltäter. Der Zusammenbruch seines Regimes zeigt, dass die große Masse
der Bevölkerung seinen Sturz herbeisehnte und dass sein Regime selbst in
der Hauptstadt keine Basis hatte.

Die Form seines Sturzes – die Übernahme der Stadt durch eine schlecht
ausgerüstete, aber hoch motivierte Rebellenarmee und durch Aufstände in
den Stadtteilen – zeigt, dass wir es in Libyen trotz der reaktionären, pro-
imperialistischen Führung um den „Nationalen Rettungsrat“ und trotz NATO-
Bombardements nicht einfach mit Fußtruppen des Imperialismus, sondern
mit einer wirklichen „Volksrevolution“ zu tun haben, einer Revolution also,
die ähnlich der von Marx so charakterisierten „Volksrevolution“ von 1848
alle  Schichten  der  libyschen  Nation  umfasst.  Doch  dieser  Sieg  stellt
gleichzeitig  die  Frage  nach  dem  weiteren  Verlauf  und  Schicksal  der
Revolution.

Wie weiter?

Libysche  Rebellen,Autor:  VOA  –  Phil  Ittner;
Lizenz:  Public  Domain;  Quelle:  Wikimedia
Commons

Die aktuelle Frage lautet daher: Wie sieht ein Libyen nach Gaddafi aus? Wie
können die
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NATO-Imperialisten und der von ihnen gestützte „Nationale Übergangsrat“
in  Benghazi  daran  gehindert  werden,  sich  die  Früchte  der  Revolution
anzueignen?

Die  imperialistischen  Mächte  –  allen  voran  die  NATO-Mächte  USA,
Britannien,  Frankreich  –  wollen  eine  pro-westliche  Regierung  in  Libyen
installieren,  die  sich  auf  ehemalige  Offiziere,  Polizeikräfte,  Militärs  und
Geheimpolizei  stützt,  die allesamt einmal Unterstützer des alten Regimes
waren.

Die Verteidigung der libyschen Unabhängigkeit vom Imperialismus ist daher
eine zentrale Aufgabe des nächsten Stadiums der Revolution.

Revolutionäre  KommunistInnen  sollten  sich  über  die  Bedeutung  dieser
Ereignisse klar sein. Die libysche Revolution und ihr Sieg im Bürgerkrieg
werden die Revolution im Nahen Osten und Nordafrika wiederbeleben – nach
einem Sommer der Rückschläge, der Paralyse und eines Vormarsches der
Konterrevolution, sei es in blutiger Form wie in Syrien, sei es durch eine
„demokratische“ Hinhaltetaktik  wie in  Ägypten.  Sie  wird die  Rebellen in
Syrien ermutigen,  ihren heroischen Kampf zum Sturz  der  Assad-Diktatur
fortzusetzen.  Sie  könnte  auch  die  Rebellionen  in  den  Golf-Staaten
wiederbeleben, die palästinensische Intifada stärken und die Bewegungen in
Ägypten und Tunesien ermutigen, gegen die neuen, vom Militär gestützten
Regime vorzugehen.

In  einer  bestimmten  Hinsicht  ist  die  libysche  Bewegung  weiter
fortgeschritten als die Revolutionen in Ägypten oder Tunesien. Die libyschen
Streikkräfte sind weitgehend zersetzt. Tausende Libyer wurden bewaffnet,
im Kampf geschult und haben milizartige Verbände gebildet. Es handelt sich
dabei  nicht  um  Berufssoldaten,  sondern  um  Ingenieure,  Doktoren,
Arbeitslose. Die Volksrevolution wurde zu einem Bürgerkrieg aufgrund der
blutigen Unterdrückung durch das Gaddafi-Regime. Jetzt muss der Despot
den Preis dafür bezahlen.

Andererseits stellen die Intervention und Präsenz der NATO-Mächte sowie
ihr Prestige unter den Massen eine Bedrohung dar.  Die Massen müssen



vermeiden, unter der Aufsicht des Übergangsrates zu einer Unterstützung
imperialistischer Öl-Interessen missbraucht zu werden.

Das  politische Bewusst  der  Massen ist  widersprüchlich.  Unterschiedliche
Strömungen,  politische  Ideologien  und  Ideen  manifestieren  sich,  welche
dominieren und letztlich siegreich hervorgehen werden, ist eine Frage des
politischen Kampfes.

Der unmittelbare Kampf muss sich darauf konzentrieren, vor den Gefahren
zu warnen und über die Gefahren auszuklären, die von den imperialistischen
Mächten ausgehen, die ihren Preis für die militärische Unterstützung der
Revolution erhalten wollen.

In dieser Situation müssen revolutionäre KommunistInnen folgende
Forderungen erheben:

Keine Unterstützung für den Nationalen Übergangsrat! Macht die
Revolution permanent mit dem Ziel, die bürgerliche Regierung durch
eine Arbeiterregierung zu ersetzen! Keine Entwaffnung der Milizen!
Lokale  Komitees  der  Aufständischen  müssen  zu  Räten  der
ArbeiterInnen,  der  Jugend  und  KämpferInnen  werden!
 Migrantische ArbeiterInnen, wie jene aus den Ländern südlich der
Sahara, müssen verteidigt werden! Harte Strafen für alle, die sich an
ihnen vergehen oder alle, die Racheakte unter den Clans entfachen
wollen!
Für  den  Aufbau  unabhängiger  Gewerkschaften!  Kampf  für  eine
unabhängige und revolutionäre Verfassungsgebende Versammlung.
Aufhebung  aller  Verträge  und  Abkommen  des  Nationalen
Übergangsrates und des Gaddafi-Regimes mit der NATO, der EU und
den Imperialisten! Angesichts der Tatsache, dass Libyen ein Staat ist,
der sich weitgehend aus der Grundrente aus seinen Ölvorkommen
finanziert,  ist  es  entscheidend,  dass  über  seine  Einkünfte
demokratisch entschieden wird – durch Arbeiterräte. Keine Übergabe
des Ölreichtums an die imperialistischen Konzerne – seien sie US-
amerikanischer, europäischer oder chinesischer Herkunft!
Auflösung  der  Überreste  der  nationalen  Armee  und  Polizei!  Für



Volksmilizen, die demokratisch geleitet und organisiert werden durch
Revolutionsräte! Einberufung einer Konstituierenden Versammlung,
die  demokratisch über  die  Zukunft  des  Landes  bestimmt –  unter
Kontrolle dieser Räte!
Alle NATO-Spezialkräfte raus aus Libyen! Nein zu allen NATO-Basen
im  Land!  Ausländische  Banken  und  Regierungen  müssen  die
eingefrorenen  Gelder  an  das  libysche  Volk  übergeben!  Keine
Privatisierungen!  Arbeiterkontrolle  über  die  Öl-Förderungen  und
über  a l l e  Indus t r i en ,  den  F inanzsek to r  und  g roße
Dienstleistungsbereiche! Konfiskation des Vermögens von Gaddafi!
Für  eine  massives  Bauprogramm  von  öffentlichen  Wohnungen,
Schulen  und  Krankenhäusern!
Verbindet Euch mit der tunesischen und ägyptischen Revolution –
mobilisiert die Massen zur Unterstützung der Kämpfe in Algerien,
Syrien und Palästina gegen Diktatur und Besatzung!
Aufbau einer revolutionären Partei  in Libyen als Teil  einer neuen
Arbeiterinternationale!

Großbritannien nach den Riots –
Ein Land vor Entscheidungen
Am Donnerstag den 04. August wurde der 29-jährige Familienvater Mark
Duggan von der Polizei in Tottenham erschossen. Kurz darauf behauptete die
Polizei, dass sie Mark, in einer Schießerei, aus Notwehr erschossen hätte. Als
„Beweis“  legte  sie  ein  Funkgerät  mit  einer  eingeschlagenen  Kugel  im
Gehäuse vor. Wie sich später herausstellen sollte, gab es keine Schießerei.
Es gab keine Notwehr. Der Einschlag in dem Funkgerät wurde nachträglich
durch eine Feuerwaffe der Polizei verursacht! Mark Duggan wurde mit zwei
Schüssen in Brust und Schulter kaltblütig ermordet.
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Die  Gemeinde,  aus  der  Mark  stammte,  organisierte  daraufhin  am
Samstag, den 06. August eine Demonstration zur örtlichen Polizeistation

in Tottenham. Sie glaubte den Lügen der Polizei über Mark Duggan´s Tot
nicht.  Als  auf  der  Demonstration  vor  der  Polizeistation  ein  16-jähriges
Mädchen von einer Gruppe Polizisten brutal zusammengeschlagen wurde,
eskalierte die Situation.

Der  unartikulierte  Ärger  brach  sich  in  Ausschreitungen  seine  Bahnen!
Während der „London Riots“, die sich auf Städte, wie Birmingham, Leeds,
Manchester, Bristol und Nottingham ausweiteten, wurden Polizeistationen,
aber auch Wohnhäuser in Brand gesetzt. Läden und Supermärkte wurden
geplündert und es kamen vier weitere Menschen, drei in Birmingham und
eine in London, um ihr Leben.

Während auch kriminelle Gangs in die Geschehnisse verwickelt waren,
waren die „Riots“ vor allem ein Ausdruck von Wut und der Armut vieler
Jugendlicher in den Arbeitervierteln. Dazu meinte Simon Hardy, Mitglied von
Workers Power (UK) „Die Situation der Jugendlichen und der Arbeiter in
Großbritannien  war  bereits  vor  der  Krise  schlecht.  Doch  durch  die
Kürzungen und die unsoziale Politik der Konservativ-Liberalen Koalition ist
sie unerträglich geworden. Die jetzigen Ausschreitungen sind keine Antwort
auf die Probleme. Aber sie drücken sie aus!“

So wurden in den Abteilungen des öffentlichen Dienstes mindestens 40% des
Budgets gekürzt. Über 150´000 Beschäftigte werden noch in den nächsten
Monaten ihre Jobs im öffentlichen Sektor verlieren. Was sie dann erwartet,
ist ein ungefähres Arbeitslosengeld von 70 Pfund in der Woche. Verglichen
mit den geschätzten 85 Milliarden Pfund, die die Regierung in den nächsten
vier Jahren Einsparen will, erscheinen die 100 Millionen Pfund Schaden, die
durch die „Riots“ verursacht wurden, daher beinahe lächerlich.

Die Reaktionen der Medien, der Regierung und der Polizei waren wie
erwartet,  aber dennoch erschreckend! Anstatt über die Hintergründe
der Ausschreitungen zu reden, beschäftigte man sich damit, die Jugend als
verwahrlost  und  die  Plünderer  als  Tiere  darzustellen.  Ein  britischer
Historiker ging soweit, zu behaupten, dass das Problem die „Weißen seien,

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/08/britischer-Polizist.png
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/08/P8130129_unkenntlich.jpg
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/08/P8130016_unkenntlich1.jpg


die schwarz geworden wären“. Kurzerhand wurde, zum ersten mal in der
Geschichte Englands, der Einsatz von Wasserwerfern und Gummigeschossen
gestattet.  In  Regierungskreisen  dachte  man sogar  über  den  Einsatz  des
Militärs nach. Die Aktionen der Regierung waren keinesfalls zum Schutz der
Bevölkerung gedacht, sondern der Wahrung des Gewaltmonopols des Staates
und der Sicherung des bürgerlichen Privateigentums.

In Brixton, wo die Erinnerung an die dortigen Ausschreitungen der 80er noch
tief im Bewusstsein der Gemeinde verankert war, in deren Folge über 80%
der  Haustüren  durch  die  Polizei  bei  Hausdurchsuchungen  eingetreten
wurden,  verweigerten  die  Einwohner  der  Polizei  den  Eintritt  zu  ihrem
Stadtteil,  indem  sie  sich  mit  der  Aussage  „We´ll  handle  it  our  own!“
verbarrikadierten.

Ein Bewusstsein, dass begreift, dass Polizei und Regierung nicht die Freunde
im Alltagsleben  der  Bevölkerung  sind.  In  einer  anderen  Stadt,  wo  zwei
Jugendliche zu „Riots“ aufgerufen hatten (es fanden danach keine Riots statt)
wurden  die  beiden  zu  vier  Jahren  Haftstrafe  verurteilt,  während  die
Polizisten, die zu Morden an politischen Aktivisten der Anti-Krisen-Bewegung
aufgerufen hatten, immer noch unbehelligt ihrem „Job“ nachgehen.

Eines ist klar – Die Ausschreitungen haben England verändert. Wir lehnen
entschieden die reaktionäre Stimmungsmache der Politiker ab! Nichts desto
trotz sind wir der Meinung, dass die Plünderungen und die Ausschreitungen
keine  Antwort  auf  die  jetzigen  Verhältnisse  darstellen!  Sie  waren  ein
Ausdruck der Verzweiflung, zum Teil waren sie auch kriminell motiviert. Die
große  Gefahr  ist  jetzt  aber,  dass  die  Arbeiterklasse  durch  die
Stimmungsmache gespalten wird. Nicht zuletzt, weil sich Labour (britische
Arbeiterpartei) und viele Gewerkschaftsführer, in dieser Frage, auf die Seite
der  Regierung  stellen.  Sie  wollen  den  Zusammenhang  zwischen
Polizeigewalt, Kürzungen, Verarmung und den Ausschreitungen nicht sehen.

Die  Führer  der  bürgerlichen  sehen  den  Zusammenhang.  Und  sie
versuchen ihn zu verschleiern. Ihre Antwort ist – Generalangriff auf die

Rechte  der  Arbeiterklasse!  Ein  Angriff,  der  nicht  nur  in  Großbritannien
forciert wird, sondern der überall in Europa von statten geht. David Cameron
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meinte dazu „Es geht nicht um Armut, es geht um Kultur. Das Problem ist
eine Kultur, die Rechte fordert, aber nicht über Verantwortung spricht. Eine
Kultur, die Gewalt verherrlicht und keine Autoritäten kennt.“

Diese Rede war purer Hohn, wenn man daran denkt, dass es die britische
Regierung ist, die Krieg in Afghanistan und Irak führt. Ihre Polizei hat seit
1990 knapp 1000 Tote zu Verantworten.  Ihre Politik  ist  eine Politik  der
Kürzungen, eine Politik der Gewalt. Sie will die Rechte der Arbeiter_innen
und der Jugend zerschlagen und beklagt sich über den fehlenden Respekt
dafür.  Und  zuletzt  behauptet  sie,  das  die  wahren  Schuldigen  nicht  die
Regierung,  sondern  die  Arbeiter  und  Jugendlichen,  mit  einer  verrohten
Kultur, wären.

Dennoch war die Rede ein gefährliches Zeichen. Ein Zeichen dafür, dass die
Regierung die Kürzungen und sozialen Angriffe durch repressive Gesetze und
ausgeweitete Polizeibefugnisse,  unter dem Vorwand der Ausschreitungen,
schützen  will.  Die  konservative  Innenministerin  Theresa  May  hat  zum
Beispiel über Ausgangssperren für Jugendliche unter 16 Jahren ab 21 Uhr
nachgedacht. Das würde praktisch bedeuten, dass Jugendliche kaum noch zu
politischen Treffen oder Demonstrationen gehen könnten, geschweige denn
feiern zu gehen oder sich mit Freunden zu treffen.

Unsere Antwort  muss die geeinte Aktion der Arbeiterklasse und der
Jugend sein. Die gemeinsame Aktion gegen die Kürzungen, gegen den
Versuch,  die  Befugnisse der  Polizei  auszudehnen und repressive Gesetze
durchzusetzen.  In  diesen  Kampf  müssen  die  Arbeitergemeinden  und  vor
allem Parteien  wie  Labour,  sowie  die  Gewerkschaften integriert  werden.
Zwar werden sich ihre reformistischen Führer, wie Ed Milliband, verweigern.
Sie werden sogar versuchen den Kampf zu manipulieren. Aber letztlich geht
es  darum  die  Klasse  in  den  gemeinsamen  Auseinandersetzungen  für
revolutionäre  Forderungen  und  eine  kämpferische  Praxis  zu  gewinnen.

In diesem Kampf kann und darf sich die Arbeiterklasse nicht auf die
Polizei  verlassen.  Sie  braucht  eigene  Schutzorgane  –  Sei  es  auf

Demonstrationen, bei Streiks oder im eigenen Stadtbezirk, wenn die eigene
Infrastruktur gefährdet ist. Die Brixtoner haben das, wenn auch unbewusst,
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begriffen.

Die Arbeiterbewegung, die Jugendlichen und alle Betroffenen, müssen das
begreifen, wenn sie im Herbst, in einer erneuten Welle von Demonstrationen,
Streiks und Massenversammlungen – letztlich einem dringend notwendigen
Generalstreik, der die Regierung und ihre Kürzungen stürzen kann – in die
Konfrontation mit der Regierung und dem Staat geraten.

Wir schlagen daher folgende Forderungen vor:

Gegen Polizeigewalt  –  Nein  zu  Gummigeschossen  Wasserwerfern,
Ausgangssperren,  berittenen  Einheiten  und  Polizeirazzien  in  den
Arbeitervierteln!
Für  Selbstverteidigungskomitees  gegen  Polizeigewalt,  Kriminalität
und  Plünderung,  die  von  den  Gemeinden  und  der  lokalen
Arbeiterbewegung
kontrolliert werden!
Schluss mit dem perversen Aburteilen, der Festgenommenen, kein
Vertrauen  in  die  Polizei  und  die  bürgerlichen  Gerichte!  Für  die
Aufklärung  der  Morde  und  Verbrechen,  durch  unabhängige
Komitees,  die  durch  die  Gemeinden,  Angehörigen  und  die
Arbeiterbewegung  geleitet  werden!
Bekämpft  die  Ursachen  für  Armut  und  Rassismus  –  Für
Massenversammlungen,  Demonstrationen,  Streiks  und  einen
unbefristeten  Generalstreik  der  Arbeiter_innen  und  ihrer
Organisationen gegen Kürzungen, Armut und Arbeitslosigkeit! Für
die Organisation der Arbeitslosen in den Gewerkschaften!
Für  Investitionen  in  den  Ausbau  der  Infrastruktur,  von  Schulen,
Krankenhäusern, Kultur- und Sporteinrichtungen, sowie den Bau von
sozialen  Wohnhäusern!  Finanziert  durch  die  Besteuerung  der
Reichen und kontrolliert durch Komitees der Anwohner_innen und
Organisationen der Arbeiterbewegung!
Teilt die Arbeit auf alle Hände auf! Für einen Mindestlohn von 10
Pfund in der Stunde!
Für die entschädigungslose Verstaatlichung von Unternehmen, die
Standorte  schließen  oder  ihre  Belegschaft  entlassen  unter



Arbeiter_innenkontrolle!
Vertreibt die Faschist_innen! Die „White Shirts“ der faschistischen
English Defense League schützen die Arbeiter_innenviertel nicht. Sie
suchen sie mit Gewalt und Rassismus heim!

Kein Krieg gegen die Kurden –
Schluss mit der Militäroffensive!
Seit  vergangener  Woche  Mittwoch,  dem 17.08.2011,  führt  das  türkische
Militär eine erneute Militäroffensive gegen die kurdische Bevölkerung. Der
Anlass war ein Angriff  auf  einen türkischen Militärkonvoi,  bei  dem nach
Angaben der Regierung zwölf türkische Soldaten starben. Zwar bekannte
sich weder die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), noch eine andere Gruppe zu
diesem Zeitpunkt zu dem Angriff.  Dies hinderte Erdogan, den türkischen
Premier, jedoch nicht daran, am vergangenen Mittwoch einen umfassenden
Vergeltungsschlag anzukündigen.

Seitdem  fliegt  das  türkische  Militär  Luftangriffe  mit  Helikoptern  und
Flugzeugen  auf  vermeintliche  Stellungen  der  PKK  im  Nordirak!   Nach
Angaben der Medien kamen dabei bislang 100 Kurden ums Leben, 80 weitere
wurden verletzt. Stolz gab das Militär bekannt, dass es 79 Verstecke und 18
Höhlen zerstört hätte. Keine Rede war von der dabei verursachten Tötung
von  Nutzvieh,  Zerstörung  von  Infrastruktur  und  dem Inbrandsetzen  von
Wäldern! Zum 31. August, dem Ende des Ramadan soll die Militäroffensive
weiter ausgedehnt werden.

Während hierzulande die Medien darüber berichten, dass in dem Konflikt,
der seit 1984 andauert, 40´000 Menschen ums Leben kamen. Scheinen die
meisten zu vergessen, warum es ihn gibt!

Süd – Ostanatolien, in dem ein großer Teil der kurdischen Ethnie lebt, ist

https://onesolutionrevolution.de/kein-krieg-gegen-die-kurden-schluss-mit-der-militaroffensive/
https://onesolutionrevolution.de/kein-krieg-gegen-die-kurden-schluss-mit-der-militaroffensive/


einer der wirtschaftlich schwächsten Teile der Türkei. Während den Kurden
das  Recht  auf  Selbstbestimmung  verwehrt  wird,  ist  das  Militär  eine
dauerhaft  präsente  Kraft.  Verhaftungen  gegen  Oppositionelle,
Parteienverbote  und Schikanen sind keine  Seltenheit.  So  kam es  in  den
letzten Tagen zu erneuten Verhaftungen, auch von Mitgliedern der legalen
kurdischen Parteien, wie der BDP. Im Zusammenhang mit der Offensive ist
auch eine weitere Ausdehnung der Verhaftungen zu erwarten!

Auch die Handhabe der EU, die Organisationen wie die PKK willig auf ihre
„Anti-Terrorliste“  gesetzt  hat,  zeigt,  wie  sie  es  tatsächlich  mit
Demokratiebestrebungen  in  der  Türkei  meint.

Sie unterstützt das Militärregime in den kurdischen Gebieten.

Wir  hingegen  solidarisieren  uns  entschlossen  mit  der  kurdischen
Bevölkerung, gegen die Militäroffensive des türkischen Militärs und
der Regierung!

Schluss mit  der Militäroffensive!  Militär  raus aus den kurdischen
Gebieten!
Freiheit für alle politischen Gefangenen, kurdische, wie türkische!
Weg  mit  den  Partei-  und  Organisationsverboten!  Streicht
Organisationen, wie die PKK von der „Anti-Terrorliste“!
Für  eine  gemeinsame  Bewegung  der  kurdischen  und  türkischen
Arbeiterklasse  und  Jugend  gegen  das  türkische  Militär  und  den
bürgerlichen türkischen Staat!
Für das Recht auf Selbstbestimmung der kurdischen Bevölkerung,

wenn sie es einfordert!
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IDC  –  junge  Revolutionäre
diskutieren über Weltlage
Vom 05. bis 08. August fand die internationale Delegiertenkonferenz von
REVOLUTION,  die  alle  zwei  Jahr  tagt,  in  London statt.  Auf  unserer
Konferenz,  die  über  die  wichtigsten  politischen  und  wirtschaftlichen
Weltereignisse  diskutierte,  um  die  Schlussfolgerungen  für  unsere
tagtäglichen Kämpfe, sowie unseren Organisationsaufbau zu ziehen, waren
über  30  Genoss_innen  aus  Österreich,  Großbritannien,  Deutschland  und
Schweden anwesend. Leider konnten unsere Genoss_innen aus Sri Lanka,
N e p a l  u n d  P a k i s t a n ,  a u f g r u n d  d e r  r a s s i s t i s c h e n
Einwanderungsbestimmungen der EU, die wir aufs tiefste verurteilen, nicht
teilnehmen!

Trotz  dieses  Mangels  war  die  Konferenz  ein  großer  Erfolg!  Neben
ausführlichen Diskussionen über die Krise, die Sparpakete, die Aufstände im
arabischen Raum und den Widerstand in Europa, sowie die Situation in den
Halbkolonien,  konnten  wir  auch  eine  positive  Bilanz  unseres  eigenen
Organisationsaufbaus  ziehen.  Wir  nahmen  ein  Aufgabenpapier  für  die
kommenden Kämpfe an und wählten eine neue internationale Leitung. Der
Höhepunkt unserer Konferenz war die Annahme unseres neuen Manifestes,
das einen besonderen Schwerpunkt auf die Krise des Kapitalismus und den
weltweit erneut aufflammenden Widerstand setzt.

Zum Ende sangen wir gemeinsam die Internationale, mit dem Bewusstsein,
dass große Aufgaben, aber auch große Chancen vor unserer Organisation
liegen!

Vorwärts  zu  einer  neuen  Jugendinternationale,  Vorwärts  zu  einer
kommunistischen fünften Internationale, Vorwärts zur Revolution!
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Internationaler
Solidaritätsaufruf:  Fight  police
violence, racism and poverty!
Das internationale REVOLUTION Sommercamp, dass momentan in London
stattfindet, hat einen Aufruf für europaweite (und darüber hinaus gehende)
Solidarität verfasst, den ihr unten finden könnt.

Wir  bitten  alle  politischen  Organisationen  und  Einzelpersonen  diesen  zu
unterzeichnen, damit wir ihn in die britische Linke und Arbeiterbewegung
tragen  können,  um  ihnen  gegen  die  bürgerliche  Hetze  den  Rücken  zu
stärken!

Bitte meldet euch unter: germany@onesolutionrevolution.de mit Namen,
Synonym oder dem Namen eurer Organisation/ Gruppe, wenn ihr unseren
Aufurf Unterstützen wollt und stellt ihn auf eure Website, Facebookseiten
etc. oder leitet ihn per Mail weiter!

The rioting on British streets over the last few days shows the devastating
impact that racism and poverty, compounded by vicious spending cuts can
have on working class communities.

Although it was the unjustice of the police that caused recent events, they
are now attacking working class and migrant communities with mass arrest,
extreme violence and criminalisation by the media.

Fascist  organisations such as  the English Defence League are using the
situation to carry out racist attacks in the name of ‚restoring order.‘

As anti-racists and anti-fascists from across Europe, we stand in solidarity
with working class and migrant communities suffering from this repression,
and defend them against the attacks by racists and the police.
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We call for actions of solidarity to take place in every country, and for
an end to racism, repression and violence.

Unterstützer_innen:  REVOLUTION  –  internationale  kommunistische
Jugendorganisation,  Angie

Aufstände  in  Großbritannien  –
Poverty is the cause, repression
the response!
Dieses  Statement  wurde  auf  unserem  internationalen  Sommercamp  in
London  beschlossene.  Es  befasst  sich  mit  der  Situation  und  unseren
Antworten auf die Aufstände in Großbritannien, die massive Polizeigewalt
und  die  erstarkende  rassistische  Kampagne  seitens  der  Medien,  der
Regierung  und  der  Faschisten!

In einem Versuch,  die im ganzen Land aufkommenden Aufstände zu
unterdrücken  hat  die  Polizei  die  Straßen  von  Großbritannien
übernommen.Doch es war nur logisch dass die rassistische Polizei, die den
Ausschlag für die erbitterten Kämpfe gegeben hat und ihre Eskalation der
Gewalt  auf  den  Straßen  die  Unterdrückung  der  Arbeiter_innen  und  der
Jugend in den ärmsten Communities nur noch verschlimmern wird.In den
Gebieten  die  am schlimmsten  unter  Polizeigewalt,  Massenarbeitslosigkeit
und Armut leiden stellt dieser Aufstand einen Gewaltakt gegen die Waren in
den Läden dar, die sich die Jugendlichen nicht leisten können und gegen die
Polizei, der sie nicht vertrauen.

Wir  denken dass  die  Plünderungen und die  Gewalt  den rohen Zorn der
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Menschen darstellt die an den Einsparungen bei Unterstützungen, Jobs und
Infrastruktur verzweifeln.

Dennoch ist uns klar dass Plünderungen nicht die Lösung sein können. Wir
unterstützen die Selbstorganisation der Arbeiter_innen-Communities um ihre
Häuser  und  Bezirke  gegen  Plünderungen,  Brandstiftung  und  die
willkürlichen  Gegenschläge  der  Polizei  zu  verteidigen.

Die  Politiker_innen  der  konservativen  Tories  und  die  bürgerliche  Presse
schlachten  diese  Situation  als  „Beweis“  aus  dass  es  eine  kriminelle
„Unterklasse“  in  Großbritannien  gäbe,  die  eine  Bedrohung  für  die
bestehenden Verhältnisse darstellen und mit noch schlimmerer Polizeigewalt
zerschlagen werden müsse.Wir sind uns im Klaren darüber, wo die Gründe
für die Aufstände liegen: In der Armut und der sozialen Entfremdung, die
durch die massiven Einsparungen in den ärmsten Gebiete in Großbritannien
noch härter zum Tragen kommen.

Wir  fordern  die  Gewerkschaften  dazu  auf  dagegen  klar  Position  zu
beziehen indem sie ihre Solidarität  mit  diesen Gebieten ebenso zum

Ausdruck  bringen  wie  sie  in  die  gewerkschaftliche  Organisation
miteinbeziehen.Die größte Gefahr,  die wir im Moment sehen ist  dass die
Arbeiter_innenklasse genau dann gespalten wird wo wir die stärkste Einheit
brauchen, die Einheit gegen die Polizei und die Einheit im Widerstand gegen
die Zerstörung von Arbeitskräften und der staatlichen Leistungen von denen
viele abhängig sind.

Wir wehren uns auch gegen alle Versuche der extremen Rechten und ihrer
Organisationen,  bewaffnete  Gangs  auf  die  Straßen  zu  schicken  um  die
Arbeiter_innenjugend zu attackieren. Diese faschistischen Provokateur_innen
müssen  von  Massenwiderstand  der  Arbeiter_innenklasse  von  unseren
Straßen  vertrieben  werden.

Wir  solidarisieren uns  mit  der  Arbeiter_innenjugend,  wir  kämpfen gegen
Rassismus  und  staatliche  Repression  und  wir  rufen  zur  Einheit  der
Arbeiter_innen auf, um die Kürzungen die unsere Leben ruinieren und ganze
Gebiete in Armut stürzen zu kämpfen.
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Die Schuld für die Aufstände liegt klar bei der Tory-Bewegung und deren
liberalen Handlangern:

Diese militanten Ausbrüche von Wut und Widerstand sind unausweichlich so
lange sie versuchen, die Arbeiter_innen für die kapitalistische Krise bezahlen
zu lassen und uns die kleinen Errungenschaften abzunehmen, die wir  in
Jahrzehnten des Kampfes erreicht haben.

Gegen  Polizeigewalt.  Nein  zu  Gummigeschossen  Wasserwerfern,
Ausgangssperren,  berittenen  Einheiten  und  den  üblichen
frühmorgendlichen  Razzien!
Schluss  mit  den  willkürlichen  Durchsuchungen  und  anderen
Repressionsmitteln!
Nein zu den Plünderungen – ja zu Massenaktionen der Arbeiter_innen
gegen Armut und Rassismus
Für  das  Selbstverteidigungsrecht  gegen  Polizeigewalt  und
Repression!
Für  demokratische  Selbstverteidigungskommitees  die  von  den
Stadtgebieten selbst kontrolliert werden.
Freilassung für alle Verhafteten – Gerechtigkeit für die Opfer der
Polizeigewalt!
Bekämpft die Gründe für Armut und Rassismus – für gemeinsame
Aktionen  der  Arbeiter_innen  gegen  Kürzungen,  Armut  und
Arbeitslosigkeit,  für  die  Organisation  der  Ärmsten  in  den
Gewerkschaften  und  den  Arbeiter_innenorganisationen
Raus mit den Faschist_innen – die „White Shirts“ der faschistischen
English Defense League schützen die Arbeiter_innengegenden nicht
sondern spalten sie mit Gewalt und Rassismus

Die  Hoffnungslosigkeit  und  die  Wut,  die  die  Tory-Regierung  und  ihre
Kürzungspläne  in  Großbritannien  verursachen  sind  heute  offensichtlicher
denn  je.  Wir  von  REVOLUTION  kämpfen  für  eine  Massenbewegung  in
Streiks, Besetzungen, Protesten und einen Generalstreik um diese verrottete,
verhasste und illegitime Koalition ein für alle mal zu Fall zu bringen.



Mit  der  Londoner  Jugend  –
gegen die Polizei!
Die dritte Nacht in Folge ging die Londoner Jugend auf die Straße und liefert
sich Kämpfe mit der Polizei. Montagabend, den 8. August, haben sich die
Roits  auf  Hackney,  Lewisham, Peckham, Croydon sowie auf  Birmingham,
Bristol, Nottingham ausgeweitet. Kleinere Emeuten fanden in den Londoner
Stadtteilen Clapham, Seven Sisters und an einem duzend anderer Plätze
statt. Revolution steht als Teil der Jugend in dieser Revolte Seite an Seite mit
den Jugendlichen.

Der Aufstand war Ausdruck der Wut über den rassistischen Mord durch die
Polizei,  tagtägliche  Polizeiübergriffe  sowie  den dramatischen Anstieg  der
Jugendarbeitslosigkeit,  massive  Kürzungen  sozialer  Leistungen  und
Unterstützungsgelder.

Die Erschießung von Mark Duggan und die Geringschätzung der Polizei von
Tottenham für seine Familien waren nur der Funke, der das Pulverfass zum
Explodieren brachte. Am 30. Jahrestag der Riots von Brixton im Jahr 1981
hatten die  Menschen auf  den Straßen Tottenhams nicht  vergessen,  dass
dieser  extrem verarmte  Bezirk  auch  der  Ort  der  intensivsten  Aufstände
gegen die Polizei  in den 80er Jahren war, namentlich des Aufstands von
Broadwater Farm 1985.

Der Rassismus der Polizei war einer, wenn auch nicht der einzige Grund für
den Zusammenstoß mit den Bullen in den letzten Tagen. Berichten zufolge
haben  sich  auch  weiße  und  sogar  jüdisch-orthoxe  Jugendliche  an  der
Verteidigung  der  DemonstrantInnen  beteiligt,  nachdem  die  Polizei  ein
16jähriges  Mädchen  angriffen  hatte  –  ein  Fakt,  der  von  der  BBC
Berichterstattung  seit  Montag  “verschwunden”  ist.

In der Schlacht um Tottenham haben die Jugendlichen die Polizei zeitweilig
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zurückgedrängt, so dass sie ausreichend Zeit hatten, Shops anzugriefen und
Waren abzugreifen. Ein Brandanschlag auf einen Laden führte dazu, dass
auch Wohnungen über dem Geschäft ausbrannten. Neue Aufstände fanden in
ganz London statt – in Walthamstow, Hackney, Brixton, Enfield, Lewisham
und Peckham – sowie in Birmingham. Sie sind zum Teil durch den Hass auf
die Polizei  und die Wut über diese Gesellschaft motiviert,  zum Teil  auch
durch die Hoffnung, durch Plünderungen an die Güter zu kommen, die den A

rmen ansonsten verwehrt sind. Bei vielen gibt es wohl beide Motive.

Warum weiteten sich die Aufstände aus?

Die  Jugendlichen  –  vor  allem  Schwarze  und  AsiatInnen  –  teilen  eine
gemeinsame  Erfahrung  mit  der  Gewalt  der  Polizei.  Der  Tod  von  Mark
Duggan war kein Einzelfall,  sondern hat  unmittelbare Parallelen mit  der
Ermordung von Smiley Culture in Croydon oder mit dem Tod von Demetre
Fraser,  Kingsley  Burrell  und  Lloyd  Butler,  die  im  Polizeigewahrsam  in
Birmingham umkamen.

Fast  eine  Million  Jugendliche  ist  arbeitslos.  Besonders  hoch  ist  sie  bei
schwarzen  männlichen  Jugendlichen  mit  50  Prozent.  Der  Besuch  einer
Unversität  ist  für  sie  praktisch  unmöglich  aufgrund  massiv  gestiegener
Gebühren und drastisch gekürzter Unterstützungsgelder und Studienplätze.
Alle Kommunalverwaltungen haben die Ausgaben für die Jugend gekürzt, in
manchen Fällen um 75 Prozent. Ein Einwohner Tottemhams sagte dazu zur
BBC: “Nur so ändert sich hier etwas. Nach 1985 (Broadwater Farm Aufstand)
haben wir ein brandneues Schwimmbad gekriegt. Vorher gab es hier nichts.”

Unsere Haltung ist klar. Wir stehen voll und ganz hinter den Jugendlichen
und anderen AnwohnerInnen auf  der  Straße und gegen die  Polizei.  Wir
unterstützen die organisierte Selbstverteidigung der DemonstrantInnen und
Arbeiterviertel.  Wir  fordern,  dass  sich  die  Polizei  von  den  Straßen
zurückzieht. Wir fordern eine öffentliche Untersuchung durch Delegierte der
lokalen Community, um die Verantwortlichen für die Erschießung von Mark
Duggan ausfindig zu machen und den Rassismus und die Korruption der
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Polizei zu untersuchen. Wir fordern die Freilassung aller, die bei den Riots
festgenommenen wurden und das Fallenlassen aller Anklagen.

Wir  lehnen  Plünderungen  nicht  vom  Standpunkt  der  klein-bürgerlichen
Eigentümer  ab,  sondern  von  dem  der  Arbeiterklasse.  Die  Priorität  der
lumpenproletarischen  Schichten  besteht  in  solchen  Momenten  von  Riots
darin, sich selbst zeitweilig Güter anzueignen. Das ist durchaus verständlich
und leicht nachzuvollziehen, zumal, wenn es sich dabei um notwendige Güter
wie Lebensmittel oder Kleidung handelt.

Die Hauptaufgabe vom Standpunkt der Arbeiterklasse besteht aber darin, die
Einheit  der  Arbeiterklasse  und  Unterdrückten  gegen  den  Staat  und  das
System zu stärken. Plünderungen schwächen diesen Kampf jedoch in letzter
Instanz. Das trifft auch auf Angriffe auf Feuerwehren, SanitäterInnen oder
ÄrztInnen  zu,  die  selbst  kein  Teil  des  Unterdrücktungsapparates  sind,
sondern Lohnabhängige, denen selbst Kürzungen drohen. Unabhängig davon
lehnen  wir  jedoch  jede  Polizeirepression  und  jede  Forderung  nach
Polizeikontrolle ab. Die Organisierung der Proteste – einschließlich der, um
solche  Übergriffe  auf  die  Bevöllerung  zu  verhindern  –  muss  durch  die
Selbstorganisation der Protestierenden erfolgen.

Wir  fordern  die  Arbeiterbewegung  auf,  die  Labour-PolitikerInnen  zu
verurteilen,  die  sich  nicht  hinter  die  aufständischen  Menschen  stellen,
sondern die Polizei unterstützen und die immer die Interessen der lokalen
Eigentümer  über  jene  der  eigentumslosen  Jugendlichen  stellen.  Wir
verurteilen  David  Lammy,  den  blaristischen  Labour  Abgeordneten  von
Tottenham.  1985  denunzierte  der  damalige  Abgeordnete  für  Tottenham,
Bernie Grant, die Polizei, heute denunziert Lammy nur die Jugend.

Wir  fordern  die  Gewerkschaften  auf,  Verteidigungskampagnen  für  die
Jugendlichen  zu  unterstützen,  wir  forden  die  Labour-Abgeordneten  auf,
Untersuchungen  der  lokalen  Gemeinden  in  die  wirklichen  Ursachen  der
Ereignisse  zu  unterstützen.  Wir  verurteilen  Lee  Jasper,  dereinst  Ken
Livingstone’s Berater, der über die Nachrichten von Channel 4 mehr und
härtere Polizeiaktionen in  den Armenvierteln  forderte  und zugleich nicht
einmal Gerechtigkeit für Mark Doggan und seine Familien einforderte.



Vor  allem  aber  schlagen  wir  eine  Kampagne  gegen  Arbeitslosigkeit,
Obdachlosigkeit und Kürzungen vor. Die ganze Arbeiterbewegung muss für
ein Ende aller Kürzungen und für ein Programm öffentlicher, gesellschaftlich
nützlicher Arbeiten kämpfen, das durch die Besteuerung der Reichen und die
Enteignung  der  Banken  finanziert  wird.  Dazu  ist  ein  Generalstreik
notwendig,  um das  Austeritätsprogramm der  Regierung  zu  stoppen,  die
Regierung selbst zu Fall zu bringen und den Kampf gegen das kapitalistische
System selbst aufzunehmen.

Die Arbeitslosen und die Jugendlichen sind bereit, zu kämpfen. Sie zeigen
Furchtlosigkeit und Kampfgeist bei ihren Aktionen gegen die Polizei.  Wir
kämpfen  für  eine  Gewerkschaft  der  Arbeitslosen  und  eine  revolutionäre
Jugendbewegung.

Die explosive Entwicklung der Aufstände in Britannien ist ein historisches
Ereignis, Teil einer Krise des globalen kapitalistischen Systems. Ähnlich den
Aufständen in den Banlieus in Frankreich 2006 sind sie Vorboten zukünftiger
Entwicklungen.  Während  tausende  Jugendliche  gegen  ein  System  der
Hoffnungslosigkeit und Verzweiflung auf die Straße gehen, zeigen sich die
FührerInnen von Britannien, der EU und der USA unfähig, den nächsten
Crash ihres Finanzsystems zu verhindern, und fordern noch mehr Opfer von
der  Bevölkerung.  Aus  den  Massenaufständen,  aus  den  Kämpfen,  die
verzweifelten Jugend und den ArbeiterInnen aufgezwungen werden, muss
eine neue revolutionäre Organsation geschaffen werden, um die Wut der
Massen auf die Ursachen ihres Elends zu lenken und für den Kampf um die
Macht vorzubereiten.

Aktuel l  bereiten  Genoss_innen  vor  Ort  e ine  internat ionale
Unterstützungskampagne vor. Achtet also auf weitere Ankündigungen.


